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» „SeitesdieneueZuschlagskarte
der StadtWien gibt, sind die On-
line-Anfragen zur Überprüfung
des Mietzinses explodiert“, sagt
Christian Bartok, Leiter der Mie-
terhilfe. Er erwartet heuer rund
4500 Fälle vor der Schlichtungs-
stelle(MA50)–dasistumeinDrit-
telmehr als 2017.
DerHintergrundist,dassdieStadt
Wien kürzlich die Lagezuschlags-
karteveränderthatundesVermie-
tern damit erschwert wird, Lage-
zuschläge in einigen Grätzeln zu
verrechnen.DieHausbesitzerund
Wohnungseigentümer sehen das
freilich anders: Diese Lagezu-
schlagskarte,dienichtbindendist,
kann„wennüberhauptnuralsgut
gemeinter Hinweis verstanden
werden. Im Streitfall ist immer
einegenaueÜberprüfungdesEin-
zelfalls und aller einzelner Um-
ständenotwendig“,betontMartin
Prunbauer, Präsident des Öster-
reichischen Haus- und Grundbe-
sitzerbundes.
Dass die Mietzins-Überprüfun-
gen in den vergangenen Jahren so
stark gestiegen sind, liegt am ver-
stärktenAuftretenvonsogenann-
ten Prozessfinanzierern wie
MieteRunter,Mietfuchs oder
Mietenchecker. Diese
Unternehmen führen für
ihreKundendieVerfahrenbei
der Schlichtungsstelle, tragen das
Klagsrisiko und erhalten dafür im
Erfolgsfall eine Provision.

Nun rät die Stadt WienzurVorsicht
bei solchen Anbietern. „Es gibt
neuerdingsProzessfinanzierer, die
auf der Suche nach Kundschaft
von Tür zu Tür gehen. Ziel dabei
ist,Mieterdazuzuüberreden, sehr
hohen Provisionszahlungen zuzu-
stimmen,“sagtWohnbaustadträ-
tinKathrinGaal.
LautAuskunft derMieterhilfe hat
dieStadtdiesbezüglicheineAnzei-
ge bei der Staatsanwaltschaft ein-
gebracht. Mitarbeiter eines Pro-
zessfinanzierers sollen sichalsVer-
treter der StadtWien ausgegeben
haben, umKunden zukeilen, lau-
tet der Vorwurf. „Die Ermittlun-
genlaufen“,berichtetMieterhilfe-
Leiter Bartok.
Doch welche Möglichkeiten gibt

IMMO SERVICE

es für Menschen, die im Altbau
wohnen und derenMiet-Entgelte
aus irgendeinem Grund zu hoch
erscheinen?
Üblicherweise vertreten Mieter-
schutzorganisationen wie Mieter-
vereinigung, Mieterschutzver-
band oder Mieterbund ihre Mit-
glieder vor der Schlichtungsstelle.
DieKruxdaran:Bei diesen oft ge-
meinnützigenVereinenmussman

beitreten und einenMitgliedsbei-
tragzahlen.BeiderMietervereini-
gung beispielsweise sind das 63
EuroproJahrplus62Euroeinma-
ligeEinschreibgebühr.„VieleLeu-
tewollenvorabnichts vorstrecken
und keinem Verein beitreten, da-
rum wenden sie sich an Prozessfi-
nanzierer“, so Elke Hanel-Torsch
von derMietervereinigung.
Zum Vergleich: Prozessfinanzie-

rer verlangen erst eine Provision,
wennMieter Geld zurückbekom-
men.Vorabmuss daher nichts be-
zahlt werden. Allerdings sind die
Provisionen dann relativ hoch: Je
nach Refundierungssumme be-
läuft sich diese auf bis zu 45 Pro-
zent. Manchmal muss nicht nur
fürbereitsbezahlteMiete,sondern
auch fürdiekünftigeErsparnis auf
mehrere Jahre ein Erfolgshonorar

gezahlt werden. „Von der Rück-
zahlung und der ersparten Miete
bleibt denMieterndannnurmehr
wenig übrig,“ ist Hanel-Tosch
überzeugt,„beidenMieterschutz-
organisationen gibt es die gleiche
Leistung für wenigerGeld.“

Um die Hemmschwelle vorMieter-
schutzorganisationen zu nehmen,
hat die Stadt Wien kürzlich eine

„Mietzins-Aktion“ ins Leben ge-
rufen: Bis 30. November können
Mieter bei der Mieterhilfe einen
kostenlosen Check in Anspruch
nehmen.

Stellt sich dort heraus, dass mögli-
cherweise zu viel bezahlt wird,
übernimmt die Mietervereini-
gung die Vertretung beim Über-
prüfungsverfahrenbeiderSchlich-

tungsstelle. Der Mitgliedsbeitrag
wird so lange gestundet, bis das
Verfahren abgeschlossen ist.

Die Kritik an ihrer Arbeit lassen die
Prozessfinanzierer hingegen so
nicht stehen. MieteRunter etwa
war der erste Anbieter amMarkt.
Geschäftsführer Christian Pultar
sagt: „Wirgehennicht vonTür zu
Tür. Allerdings informieren wir
Mieter per Postwurfsendung oder
Direct Marketing über die Mög-
lichkeit einer Mietzinsüberprü-
fung.“ Vor allem in Grätzel, in
denen durch die neue Lagezu-
schlagskarte künftig keine Zu-
schläge mehr verrechnet werden
dürfen, werden die Prozessfinan-
zierer wohl aktiv werden.

Auch auf die Kritik,dass sie zu teuer
wären, kontert Pultar. „Wir tra-
gen alle Kosten des Verfahrens.
Auch wenn der Fall vor Gericht
kommt und der Mieter verliert.“
Gerade bei der Umsetzung der
neuen Lagezuschläge erwartet
Pultar , dass Vermieter – wie teils
schon angekündigt – verstärkt
versuchen werden, Fälle von der
Schlichtungsstelle abzuziehen
und vor Gericht zu bringen. „Die
Eigentümer-Seite wird gegen den
Wegfall der Lagezuschläge argu-
mentieren.“
Mieterhilfe-Leiter Christian Bar-
tok hält dagegen, dass Mieter oh-
nehin äußerst selten Gerichtskos-
tenundKosten fürSachverständi-
ge tragenmüssten.

Ein Blick auf die Zahlen zeigt, was
man bei potenziell überhöhten
Mieten zurückholen kann: Laut
Berechnungen der Arbeiterkam-
merliegtdiepotenziellnichtzuläs-
sige Überhöhung der Richtwert-
miete bei neu vermieteten, befris-
teten Wohnungen bei durch-
schnittlich109Euromonatlich.In
Wien werden pro Jahr rund
12.600 Altbauwohnungen neu
befristet vermietet.
Die Stadt Wien geht davon aus,
dasssichdieErsparnisaufetwa180
Euro imMonat beläuft. 2017hol-
ten sich Mieter in Wien rund 8,5
Mio. Euro von der Schlichtungs-
stelle zurück. «

Altbau-Mieten auf
dem Prüfstand

Die Stadt Wien verschärft die Gangart gegen Prozessfinanzierer, die zur Mietzinsüberprüfung ihre Dienste anbieten. Sie seien zu teuer
und würden mit problematischen Methoden arbeiten. Wohin können sich Altbau-Mieter nun wenden? VON BARBARA NOTHEGGER
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